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Bremische Bürgerschaft 
Landtag 
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Anfragen in der Fragestunde der 32. Sitzung 
 
 
Anfrage 1: Schafft die Innensenatorin die Kontrollquittungen jetzt endlich ab? 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Kontrollquittungen wurden im Jahr 2025 sowie 2026 bisher im Land Bre-
men ausgestellt? 
 
2. Welche Kosten sind für die Kontrollquittungen im Jahr 2025 angefallen? 
 
3. Welchen Mehrwert sieht die Senatorin für Inneres und Sport in Anbetracht der An-
zahl der ausgestellten Quittungen und der anfallenden laufenden Kosten für die Bei-
behaltung der Kontrollquittungen im Bremischen Polizeigesetz? 
 
Zu Frage 1: 
Im Jahr 2025 wurde in der Stadtgemeinde Bremen lediglich eine Kontrollbescheini-
gung und in der Ortspolizeibehörde Bremerhaven lediglich drei Kontrollbescheinigun-
gen ausgestellt. Im Jahr 2026 wurde bislang keine Kontrollbescheinigung ausgestellt. 
Zu Frage 2: 
Im Jahr 2025 sind für die zur Erstellung der Kontrollbescheinigungen genutzte Per-
sonenkontrollen-Dokumentations-Applikation (PerKonDo) für den Wartungsvertrag 
und Lizenzkosten 23.445,77 € angefallen. In der Ortspolizeibehörde Bremerhaven er-
folgt die Erstellung weiterhin händisch.  
Zu Frage 3: 
Die Bescheinigung über eine Kontrollmaßnahme der Polizei erhöht die Transparenz 
polizeilichen Handelns. Die Bremische Bürgerschaft hat die Bestimmung zur Kontroll-
quittung im Bremischen Polizeigesetz am 4. März 2026 noch einmal konkretisiert. 
Die Norm unterliegt einer Evaluationspflicht und wird 2029 erneut evaluiert.  
Dessen ungeachtet wären in den nächsten Jahren abhängig von den Beschaffungs-
zyklen der Smartphones der Polizei Bremen Investitionen in die Weiterentwicklung 
der Applikation erforderlich, damit sie weiterhin nutzbar ist. Angesichts der wenigen 
Anwendungsfälle und der begrenzten Haushaltsmittel könnte insoweit die Umstellung 
auf ein händisches Ausstellen der Quittungen angezeigt sein. 
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Anfrage 2: Kartenlesegeräte bei der Polizei: Wo bleibt die Ausschreibung? 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Nachdem in der Fragestunde im Mai 2025 seitens des Senats mitgeteilt wurde, der 
Senator für Finanzen beabsichtige „Mitte 2025“ einen zentralen Rahmenvertrag für 
mobile Kartenterminals auszuschreiben; an welchem konkreten Datum wurde diese 
Ausschreibung nunmehr veröffentlicht? 
 
2. Falls die angekündigte Ausschreibung bis heute nicht veröffentlicht wurde, aus wel-
chen Gründen nicht und welche Behörde hat federführend gearbeitet (Innenressort, 
Finanzressort, Polizei, zentrale Vergabestelle)? 
 
3. Wenn öffentlich erklärt wird, die Polizei verfüge „bald“ über Kartenlesegeräte, wie 
viele Geräte sind bereits verbindlich beauftragt (bitte getrennt für Bremen und Bre-
merhaven angeben), ab wann sind sie im Streifendienst einsatzbereit und wann ist 
eine flächendeckende Ausstattung abgeschlossen? 
 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwortet: 
Die Ausschreibung wurde am 26. Februar 2026 auf dem Vergabeportal von Dataport 
veröffentlicht. 
Die Polizei Bremen erhält den angemeldeten Bedarf von 90 Kartenterminals. Es wird 
von einer Verfügbarkeit der Geräte Ende des III. Quartals ausgegangen. 
Der Rahmenvertrag ist auf das bremische Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
ausgelegt. Bremerhaven verfügt bereits über eigene mobile Kartenterminals. 
 

Anfrage 3: Waffenverbot im Bremer Bahnhof – Wer ist für die Kontrolle und 
Sanktionierung zuständig? 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Auf welcher rechtlichen Grundlage und mit welcher konkreten Abgrenzung zu § 42 
Waffengesetz (WaffG) beansprucht die Senatorin für Inneres und Sport die Zustän-
digkeit für die Durchsetzung von Ordnungswidrigkeiten im Gebäude des Hauptbahn-
hofs Bremen, einem Gelände im Eigentum der Deutschen Bahn AG? 
 
2. Inwiefern ist nach Auffassung des Senats sichergestellt, dass die Polizei Bremen 
beziehungsweise die Ordnungsbehörde auch im Bereich des Bremer Hauptbahnhofs 
wirksam Bußgelder nach § 53 Absatz 1 WaffG verhängen und Vollzugsmaßnahmen 
umsetzen kann, obwohl es sich hierbei nicht um hoheitlich genutztes Landesgebiet, 
sondern um Bahngelände handelt? 
 
3. Wurde die Bundespolizei im Rahmen der Konzeption der Waffenverbotszone formal 
beteiligt und wie stellt der Senat sicher, dass es nicht zu Konflikten bei den Zustän-
digkeiten zwischen Landespolizei, Ordnungsamt und Bundespolizei kommt? 
 
Zu Frage 1: 
Das vom Senat verordnete Verbot des Führens von Waffen und Messern findet seine 
Grundlage in § 42 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 und 3 des Waffengesetzes. Nach § 42 
Absatz 5 Satz 1 Nummer 3 des Waffengesetzes kann der Senat in oder auf bestimm-
ten Gebäuden oder Flächen mit öffentlichem Verkehr sowie in Verkehrsmitteln und 
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Einrichtungen des öffentlichen Personenverkehrs, soweit diese nicht von § 42b Ab-
satz 1 des Waffengesetzes oder einer Rechtsverordnung nach § 42b Absatz 2 des 
Waffengesetzes erfasst sind, in oder auf denen Menschenansammlungen auftreten 
können, und die einem Hausrecht unterliegen, durch Rechtsverordnung das Führen 
von Waffen und von Messern verbieten oder beschränken. 
Zu Frage 2: 
Im Geltungsbereich der vom Senat verordneten Waffen- und Messerverbotszonen 
sind die Ortspolizeibehörden nach § 2 der Verordnung zur Ausführung des Waffenge-
setzes für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 53 
Absatz 1 Nummer 23 des Waffengesetzes zuständig.  
Zu Frage 3: 
Die Bundespolizeidirektion Hannover wurde hinsichtlich der Ausweitung der Waffen- 
und Messerverbotszone auf die Flächen des Hauptbahnhofsgebäudes auf der Grund-
lage von § 143 Absatz 1 Nummer 1 i.V.m. § 143 Absatz 3 Satz1 des Bremischen Poli-
zeigesetzes um Amtshilfe ersucht. Die Bundespolizeidirektion Hannover hat dieses 
Ersuchen angenommen. Hierdurch ist eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
der Ortpolizeibehörden mit der Bundespolizeidirektion Hannover sichergestellt; Kom-
petenzkonflikte sind hiernach ausgeschlossen. Die Patrouillen der bewährten 
„Quattrostreife“ gewährleisten zudem eine effektive und nachhaltige Durchsetzung 
des nunmehr auch im Hauptbahnhofsgebäude bestehenden Waffen- und Messerver-
bots. 
 
Anfrage 4: Pflegestützpunkte: Wie ist die aktuelle Situation? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie haben sich Nachfrage nach und Inanspruchnahme von Beratungen in den Pfle-
gestützpunkten in den vergangenen zwei Jahren in Bremen und Bremerhaven entwi-
ckelt? 
 
2. Welche Wartezeiten bestehen aktuell für Beratungstermine in den Stadtgemeinden 
jeweils und inwiefern wird die personelle Besetzung der Pflegestützpunkte als ausrei-
chend erachtet?  
 
3. Wie werden die in den Pflegestützpunkten erhobenen Beratungsdaten evaluiert? 
 
Zu Frage 1: 
Die Pflegestützpunkte sind als neutrale, unabhängige und gesetzesübergreifende Be-
ratungsstruktur zum Thema Pflege im Land Bremen besonders wichtig. 
Die Zahlen für 2024 und 2025 sind nicht vollständig miteinander vergleichbar. Grund 
hierfür ist ein Beschluss des Grundsatzausschusses der Pflegestützpunkte, der ab 
2025 auf die aufwändige statistische Erfassung von sehr kurzen (meist telefonischen) 
Kontakten verzichtet. Bei diesen Kontaktformen dauerte die Dokumentation teils län-
ger als der Kontakt. Diese Entbürokratisierungsmaßnahme ist ein einmaliger Effekt 
für den Vergleich der Kontaktzahlen für die beiden Zeiträume bis Ende 2024 bzw. ab 
Anfang 2025, und fällt direkt in den hier angefragten Zeitraum. 
Die Inanspruchnahme lag im Jahr 2025 rechnerisch insgesamt niedriger als 2024. 
Dieses ist – neben der dargestellten Veränderung in der Erhebung – vor allem auf drei 
Personalabgänge beim Amt für Soziale Dienste Bremen im 1. Halbjahr 2025 zurück-
zuführen. Eine Wiederbesetzung erfolgte zwar schnellstmöglich, jedoch ergaben sich 
hieraus zwischenzeitliche Vakanzen. 
Die zwei Hauptstandorte der Pflegestützpunkte in der Kommune Bremen haben aus 
den genannten Gründen statistisch einen Rückgang der Kontakte zu verzeichnen: 
In der Vahr wurden 2025 insgesamt 4.437 Kontakte erfasst. In 2024 waren es 5.415 
Kontakte. In Vegesack waren es im Jahr 2025 insgesamt 3.148 Kontakte und in 2024 
4.270 Kontakte.  
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Auch für die Außenstellen der Pflegestützpunkte in der Kommune Bremen gelten die 
Vorbemerkungen zur eingeschränkten Vergleichbarkeit. In Gröpelingen sank die er-
fasste Anzahl an Kontakten von 815 in 2024 auf 584 in 2025. In Huckelriede sanken 
die Kontakte von 941 in 2024 auf 704 in 2025. In Huchting stiegen die Kontaktzah-
len dagegen von 652 in 2024 auf 720 in 2025. 
Der Standort in Bremerhaven hat etwa gleichbleibend viele Kontakte im Jahr 2025 
mit 2.189 Kontakten und 2.219 in 2024.  
Zu Frage 2: 
Die Wartezeit auf einen persönlichen Termin beträgt aktuell etwa 3 Wochen in den 
Standorten der Stadt Bremen. Persönliche Termine in Bremerhaven können in der Re-
gel innerhalb von einer Woche vergeben werden.  
Die Pflegestützpunkte bemühen sich durch einen kontinuierlichen Optimierungspro-
zess die Wartezeiten für persönliche Termine zu verkürzen. Mit dem derzeit einge-
setzten Personal kommen die Pflegestützpunkte im Land Bremen ihren gesetzlichen 
Aufträgen nach.   
Zu Frage 3: 
Neben der Anzahl der in Anspruch genommenen Beratungen werden auch Beratungs-
umfang und -themen, Art des Kontaktes, also telefonisch, persönlich oder Hausbe-
such, sowie der Kontaktzeitpunkt dokumentiert. Zudem wird erfasst, ob sich Ratsu-
chende für sich oder für andere an den Pflegestützpunkt wenden, ob es ein Erst- oder 
Folgekontakt war und ob es im Beratungsverlauf zur Zusammenarbeit mit anderen 
Einrichtungen kam. Darüber hinaus werden einige relevante persönliche Angaben, 
Wohnform sowie Wohnort dokumentiert. 
Die erhobenen Daten werden quartalsweise für die Weiterentwicklung der Pflege-
stützpunkte intern evaluiert und an die Träger kommuniziert. Hierbei wird insbeson-
dere die Entwicklung der neuen Standorte in den Blick genommen. Außerdem gibt 
die Statistik Aufschluss auf die Verteilung von Beratungsthemen und Netzwerkarbeit 
der Mitarbeitenden. Bei Auffälligkeiten zur Anzahl der Kontakte kann somit zeitnah 
reagiert und nachgesteuert werden. 
 
 
Anfrage 5: Verschwendung staatlicher Ressourcen bei Zwangsvollstreckungen 
von Kleinstbeträgen 
Anfrage des Abgeordneten Holger Fricke und Gruppe Bürgerallianz Bre-
men/Bremerhaven 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie häufig drohten Bremer Landesbehörden Zwangsvollstreckungen gegen Bremer 
und Bremerhavener Bürger im Jahr 2025 (oder innerhalb des letzten Zeitraumes von 
zwölf Monaten, für den Daten vorliegen) an? 
 
2. Wie hoch ist der Anteil selbiger Fälle, in denen die Forderung einen Streitwert von 
unter einem Euro betraf? 
 
3. Wie hoch sind die Kosten, welche dadurch insgesamt sowie durchschnittlich pro 
Verfahren entstanden sind? (Bitte nach Sachgebiet wie etwa Personalkosten und 
Frankierungskosten aufschlüsseln sowie nach Streitwert staffeln.) 
 
Vorbemerkung: 
Die Landeshauptkasse Bremen und das Finanzamt Bremerhaven können in ihrer 
Funktion als zentrale Kassen und Vollstreckungsbehörden steuerliche und nichtsteu-
erliche Verwaltungsakte im Verwaltungsweg vollstrecken, sogenannte Verwaltungsvoll-
streckung. Dies betrifft alle öffentlich-rechtlichen Forderungen der bremischen Kern-
verwaltung.  
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Die Rechtsgrundlagen sind im Wesentlichen:  
• Steuerliche Forderungen: §§ 249 ff. der Abgabenordnung 
• Nichtsteuerliche Forderungen: § 1 Absatz 1 des Bremischen Gesetzes über die 

Vollstreckung von Geldforderungen im Verwaltungswege 
• Gerichtskosten: § 2 Absatz 1 des Justizbeitreibungsgesetzes 

Das Mahnverfahren der Kassen setzt erst ein, nachdem die öffentlich-rechtliche For-
derung fällig wurde und die Schuldnerin oder der Schuldner nicht bezahlt hat. In der 
Regel wird die Forderung automatisiert durch die zuständige Kasse angemahnt, die 
sogenannte Mahnstufe 1.  
Bei nichtsteuerlichen Forderungen wie zum Beispiel Gebühren, Beiträge, Bußgelder 
oder Gerichtskosten erfolgt in der Regel in der Landeshauptkasse Bremen noch eine 
zweite automatisierte Vollstreckungsankündigung, die sogenannte Mahnstufe 2. Ob 
hiernach noch ausnahmeweise eine dritte personelle Vollstreckungsankündigung 
durch die zuständige Vollstreckungsbehörde in Betracht kommt, hängt von den Um-
ständen des Einzelfalls ab.  
Bei der Beantwortung der Fragen wird davon ausgegangen, dass mit „Androhungen 
der Zwangsvollstreckungen der Bremer Landesbehörden“ alle Formen der automati-
sierten und personellen Mahnungen und Vollstreckungsankündigungen der zuständi-
gen Kassen gemeint sind. Der Magistrat der Stadt Bremerhaven ist keine Landesbe-
hörde und bleibt daher bei der Beantwortung außen vor. 
Zu Frage 1: 
Die Landeshauptkasse Bremen und das Finanzamt Bremerhaven haben insgesamt 
461.538 Mahnungen und Vollstreckungsankündigungen im Jahr 2025 ausgebracht, 
die sich wie folgt zusammensetzen: 

• Mahnstufe 1: 298.023 automatisierte Mahnungen 
• Mahnstufe 2: 65.639 automatisierte Vollstreckungsankündigungen 

sowie 97.876 personelle Vollstreckungsankündigungen 
Zu Frage 2: 
Öffentlich-rechtliche Kleinstbeträge unter 1,00 Euro werden wegen der Grundsätze 
von Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit grundsätzlich nicht angemahnt und daher 
auch nicht vollstreckt.  
Die weitere Einziehung der Kleinstbeträge erfolgt erst dann, wenn die Gesamtsumme 
zusammen mit anderen Forderungen überschritten wurde. Von der Anwendung der 
Kleinbetragsregelungen soll nur in folgenden Ausnahmefällen abgesehen werden: bei 
Geldstrafen, Geldbußen, Forderungen mit strafähnlichem Charakter wie zum Beispiel 
Zwangsgeldern und bei sonstigen Kleinbeträgen, deren Festsetzung, Erhebung oder 
Einziehung geboten ist. 
Der Anteil dieser Ausnahmefälle liegt in einem nicht messbaren Prozentbereich und 
ist in der Praxisbearbeitung nicht relevant. 
Zu Frage 3: 
Die Landeshauptkasse Bremen erhebt zur Refinanzierung ihrer Kosten bei erster 
Mahnung für nichtsteuerliche Forderungen eine Mahngebühr in Höhe von 5,00 Euro.  
Forderungen mit einem Wert von unter 1,00 Euro haben wegen der geltenden Klein-
betragsregelungen keine Bedeutung für die Verwaltungskosten. 
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Anfrage 6: Informationen zur Barrierefreiheit von Arzt- und Psychotherapiepra-
xen 
Anfrage der Abgeordneten Katharina Kähler, Ute Reimers-Bruns, Mustafa Gün-
gör und Fraktion der SPD 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Kenntnis hat der Senat über den geplanten Zeithorizont der Abfrage und 
Bereitstellung von Informationen zur Barrierefreiheit von Arzt- und Psychothera-
piepraxen durch die Kassenärztliche Vereinigung Bremen? 
 
2. Inwieweit wurde der Vorschlag der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbrau-
cherschutz, in die Datenabfrage nicht nur Selbstauskünfte, sondern auch Expertise in 
Form einer Begehung vor Ort durch Fachleute einfließen zu lassen, von der Kassen-
ärztlichen Vereinigung bislang aufgegriffen? 
 
3. Welche Möglichkeiten hat die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucher-
schutz, im Rahmen ihrer Rechtsaufsicht über die Kassenärztliche Vereinigung auf 
eine zügige und qualitativ hochwertige Abfrage und Bereitstellung dieser Informatio-
nen hinzuwirken und inwiefern macht sie davon Gebrauch? 
 
Zu Frage 1: 
Aus § 75 Absatz 1a SGB V ergibt sich die Verpflichtung der Kassenärztlichen Vereini-
gung (KV), im Internet über barrierefreie Zugangsmöglichkeiten zur Versorgung zu in-
formieren. Die KV hat jedoch selbst keinen Überblick darüber, wie barrierefrei die 
Praxen im Land sind. Um dieses Wissen zu erlangen ist die Kassenärztlichen Vereini-
gung auf eine freiwillige Zuarbeit durch die Vertragsärzte / Praxisinhaber angewiesen. 
Für diese Zuarbeit von den Ärzten an die Kassenärztlichen Vereinigung gibt es je-
doch keine Rechtsgrundlage – und damit auch keine rechtsaufsichtlich verfolgbare 
Verpflichtung. 
Die Kassenärztliche Vereinigung kann also nur so gut informieren, wie die Informatio-
nen durch die Praxen zur Verfügung gestellt werden. Aus Sicht der Senatorin für Ge-
sundheit, Frauen und Verbraucherschutz kommt die Kassenärztlichen Vereinigung 
dieser Verpflichtung nach einer „bundeseinheitlichen“ Information erst ab April nach, 
wenn die Anbindung an die Kassenärztliche Bundesvereinigung vollzogen ist. Aktuell 
steht eine entsprechende Arztsuche online auf der Website der Kassenärztlichen Ver-
einigung zur Verfügung. Damit die Informationen der Vertragsärzte der Kassenärztli-
chen Vereinigung jedoch möglichst vollständig vorliegen, muss aktuell noch auf eine 
entsprechende „Motivation“ der Ärzt:innen gesetzt werden. 
Zu Frage 2: 
Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz hat im Rahmen der Stel-
lungnahme zur Bedarfsplanung der Kassenärztlichen Vereinigung im Jahr 2024 ange-
regt, Expertise in Form von Begehungen durch Fachleute in die Auskünfte zu den bar-
rierefreien Zugängen zur Versorgung einfließen zu lassen. 
Die Kassenärztliche Vereinigung geht nach eigenen Angaben davon aus, dass Praxen 
entsprechende Expertise in eigener Verantwortung einholen. Gleichzeitig will die Kas-
senärztliche Vereinigung prüfen, eine Förderung für ein entsprechendes Angebot in 
Kooperation mit dem Landesbehindertenbeauftragten zu schaffen. 
Mit Stand November 2024 gibt die Kassenärztliche Vereinigung in ihrem Bedarfsplan 
an, das Kriterium der Barrierefreiheit der Praxisräume bei der Bewerberauswahl auf 
freie Arzt- und Psychotherapeutensitze durch die Zulassungsausschüsse in Bremen 
zu berücksichtigen. 
Zu Frage 3: 
Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz ist nach § 78 Absatz 1 
SGB V die für die Kassenärztliche Vereinigung Bremen zuständige Aufsichtsbehörde. 
Als solche ist sie dafür zuständig, die Beachtung von Gesetz und sonstigem Recht 
durch die Kassenärztliche Vereinigung Bremen zu überwachen. 
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Wenn sich das Handeln der Kassenärztlichen Vereinigung noch im Bereich des recht-
lich Vertretbaren bewegt, sind förmliche Aufsichtsmaßnahmen, die dieses beanstan-
den, daher rechtswidrig. Insofern darf die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Ver-
braucherschutz in diesen Fragestellungen keinen Gebrauch von förmlichen Maßnah-
men der Rechtsaufsicht machen. 
Die Kassenärztliche Vereinigung hält online bereits Angaben zur Barrierefreiheit in 
Praxisräumlichkeiten zur Auskunft von Versicherten vor; weiterhin wird in Aussicht ge-
stellt, ab April des Jahres 2026 eine technische Anbindung an die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung herzustellen. Direkte weitere rechtsaufsichtliche Maßnahmen 
kommen daher nicht in Betracht. 
Das Land Bremen hat sich bereits im Rahmen der 98. Gesundheitsministerkonferenz 
im Juni 2025 der Prüfbitte an das Bundesministerium für Gesundheit angeschlossen, 
wie die Rückmeldequote bei niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten hinsichtlich der 
Informationen zu den Zugangsmöglichkeiten von Menschen mit Behinderungen ge-
mäß § 75 Absatz 1a SGB V erhöht werden könnte. 
Weiterhin wurde im Rahmen der Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministe-
rinnen und -minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder im April 2025 ein 
durch Bremen eingebrachter Beschluss gefasst, die Bundesregierung zu bitten, den 
„Aktionsplan für ein diverses, inklusives und barrierefreies Gesundheitswesen“ umzu-
setzen. Im Rahmen der Erfolgskontrolle dieser Beschlüsse bestätigte das BMG, sich 
für eine gesetzliche Verpflichtung zu Maßnahmen der Verbesserung der Barrierefrei-
heit („Mindeststandard Barrierefreiheit in Zahnarzt- und Arztpraxen“) einzusetzen. 
 
 
Anfrage 7: Integrationskurse im Land Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Sahhanim Görgü-Philipp, Dr. Emanuel Herold und 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Mit wie vielen potenziellen Teilnehmende an Integrationskursen rechnet der Senat 
für das Jahr 2026 in Bremen und Bremerhaven, und wie viele Menschen würden 
durch die neue Praxis (Zugang nur bei „positiver Bleibeperspektive“) voraussichtlich 
keinen Zugang mehr zu Integrationskursen erhalten? 
 
2. Inwieweit rechnet der Senat mit einer Reduzierung des Kursangebots aufgrund der 
Neuregelung und welche Konsequenzen hätte dies für die lokale Integrationsinfra-
struktur? 
 
3. Wurde der Senat vom Bundesinnenministerium vorab informiert beziehungsweise 
in Entscheidungen eingebunden und welche Initiativen plant der Senat, um gegen-
über dem Bund eine sichere und bedarfsdeckende Finanzierung von Integrationskur-
sen zu erreichen? 
 
Zu Frage 1: 
Eine genaue Vorhersage der Anzahl potenzieller Teilnehmender an Integrationskur-
sen im Jahr 2026 ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich.  
Die aktuell vorliegenden Daten der vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ge-
führten Integrationskursstatistik beziehen sich lediglich auf das erste Halbjahr 2025. 
Damals wurden im Land Bremen etwa 2.200 neue Teilnehmende registriert. Hochge-
rechnet für das gesamte Jahr 2025 ergibt sich daraus eine geschätzte Teilnehmen-
denzahl von rund 4.400 Personen. Gleichzeitig ist jedoch eine generelle Abnahme 
bei Zuzügen und Asyl-Erstanträgen zu beobachten, was laut Berichten anerkannter 
Integrationskursträger seit etwa ein bis eineinhalb Jahren zu sinkenden Teilnehmen-
denzahlen führt. Vor diesem Hintergrund wird für 2026 eine geringere Zahl von Teil-
nehmenden an Integrationskursen im Land Bremen erwartet als 2025.  
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Vom aktuellen Zulassungstopp für Teilnehmende nach § 44, Absatz 4 des Aufent-
haltsgesetzes werden im Land Bremen schätzungsweise etwa 2.000 Personen betrof-
fen sein, davon rund 1.740 in Bremen und 260 in Bremerhaven. Konkret werden rund 
400 Personen, die seit November 2025 einen Antrag beim BAMF auf Teilnahme an 
einem solchen Integrationskurs gestellt haben, eine Ablehnung erhalten beziehungs-
weise den Hinweis bekommen, dass sie selbst die Kosten dafür übernehmen müss-
ten.  
Zu Frage 2: 
Im Jahr 2026 ist mit einem potenziellen Wegfall von bis zu 80 Integrationskursen zu 
rechnen. Bei einem Austausch Ende Februar berichteten die anerkannten Integrati-
onskursträger mehrheitlich von einem Rückgang der Teilnehmendenzahlen. Dieser 
Rückgang variiert je nach Träger, bewegt sich jedoch insgesamt zwischen zehn und 
dreißig Prozent. Insbesondere kleinere Träger berichten, dass etwa die Hälfte der 
derzeit geplanten Integrationskurse abgesagt oder verschoben werden muss. Sollte 
sich diese Entwicklung fortsetzen, prognostizieren die Träger, dass als erstes vor al-
lem Kurse in Außenstellen in den Stadtteilen gestrichen werden.  
Zu Frage 3: 
Der Senat wurde vom Bundesinnenministerium weder vorab informiert noch in Ent-
scheidungen eingebunden. Auf der Ministerpräsident:innenkonferenz am 5. März 
2026 hat Bremen einen Beschlussvorschlag zur Rücknahme der Entscheidung des 
Bundesinnenministeriums eingebracht. Dieser wurde abgelehnt. Für Ende März 2026 
bereitet Bremen die Einbringung eines entsprechenden Entschließungsantrags im 
Bundesrat vor. Im Rahmen der Integrationsministerkonferenz Ende April wird Bremen 
gemeinsam mit anderen Bundesländern einen umfangreichen Beschluss zum Ge-
samtprogramm Sprache auf den Weg bringen, der eine solide, verlässliche und finan-
ziell auskömmliche Absicherung des Gesamtprogramm Sprache fordert. 
 
 
Anfrage 8: Gleichberechtigte Teilhabe im Wasser: Barrierefreiheit und Inklu-
sion bei Schwimmkursangeboten 
Anfrage der Abgeordneten Sahhanim Görgü-Philipp, Dr. Maike Schaefer,  
Dr. Emanuel Herold und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche inklusiven Schwimmangebote für Kinder, Jugendliche und Erwachsene exis-
tieren aktuell im Land Bremen und durch welche Träger (Vereine, Schulen, kommu-
nale Anbieter) werden diese bereitgestellt? 
 
2. Wie stellt der Senat den barrierefreien Zugang sowie die notwendigen Rahmenbe-
dingungen – insbesondere qualifiziertes Personal und angepasste Gruppengrößen – 
für Schwimmer:innen mit Behinderung sicher? 
 
3. Welche Pläne und Mittel sieht der Senat für den Ausbau inklusiver Schwimmkurse 
vor und wird das inklusive Schwimmabzeichen „Seesternchen“ eingeführt (wenn ja, 
bis wann; wenn nein, warum nicht)? 
 
Zu Frage 1 
Inklusive Schwimmangebote sind von zentraler Bedeutung für eine gleichberechtigte 
gesellschaftliche Teilhabe. Der Senat verfolgt das Ziel, Menschen mit und ohne Be-
hinderung eine gleichberechtigte und selbstbestimmte Teilhabe an sportlichen Ange-
boten zu ermöglichen.  
In den Schwimmbädern der Bremer Bäder GmbH und der Bädergesellschaft Bremer-
haven sind alle Menschen willkommen. 
Die Bremer Bäder GmbH berichtet, dass für Menschen mit besonderen Bedarfen in 
der Regel bereits bei der Anmeldung zu Kursen besprochen wird, wie eine Teilnahme 
im Einzelfall ermöglicht werden kann. Grundsätzlich wird im Sinne der Inklusion kein 
Bad und kein Kurs ausgeschlossen.  
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Bei Schwimmlernkursen können Eltern oder Betreuungspersonen als Begleitung teil-
nehmen. Diese müssen selbstverständlich nicht für die Teilnahme am Kurs bezahlen.  
Am Internationalen Tag der Menschen mit Behinderungen (3. Dezember 2025) er-
hielten Personen mit einem Schwerbehindertenausweis erstmalig freien Eintritt in die 
Bremer Bäder. Dies möchte die Bremer Bäder GmbH in den nächsten Jahren fortfüh-
ren. 
Das Schulschwimmen wird inklusiv gestaltet, dies gilt sowohl für das Schwimmen der 
Drittklässler:innen als auch für den Schwimmunterricht an weiterführenden Schulen. 
Wenn es erforderlich ist und entsprechende Stellen besetzt sind, werden Schüler:in-
nen mit Handicap von Assistent:innen begleitet und unterstützt. Einige Schulen bie-
ten Schulschwimmen für Schüler:innen mit dem Förderbedarf „Geistige Entwicklung“ 
an, beispielsweise für Werkstufen. Das Schulschwimmen in der Stadtgemeinde Bre-
merhaven ist in fast allen Schulen inklusiv gestaltet 
Nach Rückmeldung des Landesschwimmverbands sowie des Behinderten Sportver-
bandes Bremen, bieten u.a. der Bremer Sport-Club und der Bremische Schwimmver-
ein inklusive Schwimmkurse für Kinder an. Ein spezielles Angebot für Menschen mit 
geistiger Beeinträchtigung bietet zudem der Martinsclub Bremen an. Der Bremer 
Sport-Club organisiert darüber hinaus regelmäßig inklusive Schwimmwettkämpfe mit 
Special Olympics und möchte diese auch für das Para-Schwimmen öffnen. 
Die Bädergesellschaft Bremerhaven bietet bisher keine explizit inklusiven Schwimm-
kurse an. Dem Amt für Menschen mit Behinderung Bremerhaven ist jedoch bekannt, 
dass beispielsweise der TV-Lehe von 1869 und der Verein zur Förderung behinderter 
Kinder und Jugendlicher inklusive Schwimmangebote anbieten. Darüber hinaus rich-
tet das Amt für Menschen mit Behinderung im Rahmen des jährlich veranstalteten 
Behindertensportfestes ein Schwimmturnier aus. 
Zu Frage 2 
Bei Sanierungsmaßnahmen werden laufend auch Maßnahmen zur Herstellung bzw. 
Verbesserung der Barrierefreiheit im Rahmen der baulichen Möglichkeiten mitge-
dacht.  
Die beiden Neubauten, Horner Bad und Westbad, sind entsprechend des geltenden 
Baurechts, barrierefrei errichtet worden. 
Im Laufe der letzten Jahre hat die Bremer Bäder GmbH im Zuge von Sanierungsmaß-
nahmen bei Bestandsbauten, barrierefreie Umkleiden errichtet, die der DIN 18040 
entsprechen (Schloßparkbad und OTe-Bad). Für das Hallenbad Huchting befindet sich 
die Bremer Bäder GmbH derzeit in der Planung. 
Flächendeckend wurden für alle Bäder Beckenlifter angeschafft, die auch autonom 
von Gästen bedient werden können. Selbstverständlich unterstützen die Mittarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Bremer Bäder GmbH bei der Nutzung und Bedienung der 
Lifter. 
Die Bäder der Bädergesellschaft Bremerhaven sind barrierearm. In allen Bädern exis-
tieren Rollstühle und Beckenlifter.  
Zu Frage 3 
Bei der Bremer Bäder GmbH ist die Einführung von inklusiven Schwimmkursen in Pla-
nung. Hierfür sind noch weitere Abstimmungen mit dem Senator für Kinder und Bil-
dung und den Verbänden notwendig. 
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Anfrage 9: Wie setzt sich Bremen für die notwendigen Rahmenbedingungen zur 
Transformation der Stahlindustrie ein? 
Anfrage der Abgeordneten Philipp Bruck, Dr. Emanuel Herold und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Rahmenbedingungen auf Bundes- und europäischer Ebene sind aus Sicht 
des Senats für eine Transformation des Bremer Stahlwerks erforderlich? 
 
2. Auf welche Weise setzt sich der Senat auf Bundesebene für diese Rahmen-bedin-
gungen ein, welche Schritte hat er dafür seit der Absage des Konzerns ArcelorMittal 
Bremen für das Projekt DRIBE2 unternommen und welche sind geplant? 
 
3. Auf welche Weise setzt sich der Senat insbesondere dafür ein, dass es neue För-
dermöglichkeiten wie Klimaschutzverträge für die Transformation der Stahlindustrie 
gibt, um in Bremen eine Entscheidung zugunsten eines Elektrostahlwerks zu ermögli-
chen? 
 
Zu Frage 1: 
Die Stahlindustrie ist durch einen intensiven internationalen Wettbewerb, hohen 
Preis- und Importdruck sowie globale Überkapazitäten geprägt. Aus Sicht des Senats 
ist es geboten, dass die im internationalen Vergleich hohen Energiekosten dauerhaft 
ein wettbewerbsfähiges Niveau erreichen. Daher sind die beschlossene Verlängerung 
und Ausweitung der CO₂-Strompreiskompensation, die Umsetzung des nationalen In-
dustriestrompreises sowie strukturelle Reformen bei der Energienetzregulierung und 
dem Netzausbau Schritte in die richtige Richtung.  
Aus Sicht des Senats ist ein wirksamer Handelsschutz für die Stahlindustrie erforder-
lich. Er befürwortet daher die weitere Verschärfung der EU-Safeguard-Maßnahmen ab 
Juni 2026 als Schutz vor Umlenkungseffekten infolge internationaler Handelskon-
flikte und Zöllen sowie den CO₂-Grenzausgleichsmechanismus (CBAM), der konse-
quent weiterzuentwickeln ist. 
Wichtig für die Transformation des Stahlwerks Bremen sind zudem geeignete Förder-
instrumente auf Bundes- und EU-Ebene, die neben Investitionskostenzuschüssen ei-
nen signifikanten Ausgleich für mit der Transformation verbundene höhere Betriebs-
kosten erlauben.   
Im Hinblick auf die Dekarbonisierungsoption eines Elektrolichtbogenofens am Stand-
ort sind zudem Schrottverfügbarkeit, Stahlpreis und Auslastung dominante wirtschaft-
liche Rahmenbedingungen, die aber nicht im Einflussbereich des Senats liegen.   
Zu Frage 2: 
Der Senat hat sich auf Bundes- und EU-Ebene intensiv für verbesserte Rahmenbedin-
gungen der Stahlindustrie eingesetzt. Der Senat bringt seine Positionen zu den Rah-
menbedingungen der Stahlindustrie kontinuierlich in Beschlüsse der Wirtschaftsmi-
nisterkonferenz ein, zuletzt im November 2025.  
Der Senat hat sich als Gründungsmitglied der Länder-Stahlallianz in die Durchfüh-
rung der nationalen Stahlgipfel der vergangenen Jahre intensiv eingebracht. An dem 
Stahlgipfel im November 2025 mit den wichtigsten Stahlländern, dem Bundeskanzler 
und Unternehmensvorständen zur Zukunft der Stahlindustrie war der Senat ebenfalls 
beteiligt.  
Der Senat beteiligt sich an Länderabstimmungen zu Bundesratsinitiativen und hat 
2025 unter anderem Initiativen zur Umsetzung des europäischen Aktionsplans für 
Stahl und Metalle, zur Unterstützung der energieintensiven Industrie und zur Stär-
kung grüner Leitmärkte unterstützt. Im Übrigen wird auf die entsprechenden Bundes-
ratsdrucksachen verwiesen. Darüber hinaus steht der Senat kontinuierlich im Aus-
tausch mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, den Ländern der 
Stahlallianz sowie der Wirtschaftsvereinigung Stahl.  
Auf europäischer Ebene begleitet der Senat die Umsetzung des Aktionsplans für 
Stahl und Metalle, den die Europäische Kommission im März 2025 vorgelegt hat. In 
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einem Schreiben an die Europäische Kommission im September 2025 hat der Senat 
auf die Notwendigkeit verlässlicher Schutzmechanismen, wettbewerbsfähiger Ener-
giepreise und geeigneter Förderinstrumente hingewiesen. 
Seit der Absage des Projekts DRIBE2 durch ArcelorMittal Bremen hat der Senat zu-
dem die Gespräche mit dem Unternehmen intensiviert. Parallel nutzt der Senat im 
Rahmen der Realisierung des sogenannten „Energieknotens“ die landesseitigen 
Handlungsmöglichkeiten beim Aufbau leistungsfähiger Energieinfrastrukturen im Bre-
mer Industriepark. Diese senatsseitigen Handlungsmöglichkeiten sind z.B. die rasche 
Flächenerschließung, Infrastrukturmaßnahmen und abgestimmte Genehmigungsver-
fahren für das geplante Umspannwerk und die beabsichtigten Windenergieanlagen. 
Somit sind zentrale Voraussetzungen für die Dekarbonisierung des Stahlstandorts auf 
Basis von Strom und Wasserstoff gegeben. 
Zu Frage 3: 
Der Senat setzt sich auf vielfältige Weise für wirksame Förderbedingungen ein, z.B. 
im Rahmen des Bundesrats, der Wirtschaftsministerkonferenz, der Länder-Stahlalli-
anz, der sogenannten Stahlgipfel und im direkten Austausch mit dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie. Es besteht ein aktiver Austausch des Senats mit För-
dermittelträgern und ArcelorMittal Bremen zu bestehenden und möglichen Instru-
menten, um diese nutzbar zu machen. 
Nach Kenntnis des Senats nutzt ArcelorMittal Bremen die grundsätzlich für die Stahl-
industrie zur Verfügung stehenden Förderprogramme im Gegensatz zu anderen 
Stahlherstellern in Deutschland bisher nicht. Neben dem IPCEI-Programm zählen 
dazu die Klimaschutzverträge zur Absicherung von CO₂-Preisrisiken im Betrieb, die 
Bundesförderung Industrie und Klimaschutz (BIK) sowie die Bundesförderung Ener-
gie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft (EEW) und europäische Programme. 
ArcelorMittal investiert allerdings 1,3 Mrd. Euro in einen Elektrolichtbogenofen mit ei-
ner Kapazität von 2 Millionen Tonnen in Dünkirchen; diese Entscheidung wird vom 
Unternehmen u.a. mit verbesserten industriepolitischen Rahmenbedingungen be-
gründet und zeigt, dass eine Transformation im europäischen Rahmen möglich ist. 
Nach Kenntnis des Senats liegen die Gründe für das Fehlen einer Transformations-
entscheidung am Standort Bremen vor allem in wirtschaftlichen Unsicherheiten, 
Marktperspektiven und letztendlich aus Sicht des Unternehmens unzureichenden För-
derkonditionen der Bundesregierung, die die fehlende Wirtschaftlichkeit nicht aus-
gleichen können. Eine finale Bewertung, auch etwaiger zukünftiger Förderkonditionen 
und weiterer Rahmenbedingungen, um in Bremen eine Entscheidung zugunsten eines 
Elektrostahlwerks zu ermöglichen, ist der Unternehmensstrategie vorbehalten. 
 
 
Anfrage 10: Sprachkurse und Berufsausbildung 
Anfrage der Abgeordneten Olaf Zimmer, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen 
und Fraktion Die Linke 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Personen haben in Bremen in den Jahren 2024 und 2025 eine duale oder 
schulische Berufsausbildung begonnen, ohne zum Zeitpunkt des Ausbildungsbeginns 
mindestens ein zertifiziertes Deutsch-Niveau B1 vorweisen zu können und wie viele 
dieser Auszubildenden nahmen parallel an Integrations- oder Berufssprachkursen 
teil? 
 
2. Wie viele Fälle gab es in Bremen, in denen Betriebe Bewerber:innen als Auszubil-
dende einstellen wollten, dies aber aufgrund fehlender Sprachkenntnisse von mindes-
tens B1-Niveau von Kammern und Berufsschulen abgelehnt wurde? 
 
3. Wie viele Plätze für ausbildungsbegleitende Berufssprachkurse (insbesondere 
Azubi-Berufssprachkurse) stehen in Bremen derzeit zur Verfügung, wie viele Personen 
befinden sich auf Wartelisten und wie viele Anträge wurden in den Jahren 2024 und 
2025 aufgrund fehlender Kapazitäten abgelehnt? 
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Zu Frage 1: 
Zu dieser Frage liegen dem Senat keine Daten vor.  
Grundsätzlich liegt es im Entscheidungsbereich der Ausbildungsbetriebe, mit wel-
chen Personen Ausbildungsverträge geschlossen werden und welche sprachlichen 
Voraussetzungen die Auszubildenden mitbringen.  
Zu Frage 2: 
Die Handelskammer und die Handwerkskammer lehnen keine Ausbildungsverträge 
aufgrund fehlender Sprachkenntnisse ab. Sobald ein Ausbildungsvertrag geschlossen 
wurde und bei der jeweiligen Kammer registriert ist, ist durch die jeweilige Berufs-
schule unabhängig von den bestehenden Sprachkenntnissen des/der Auszubildenden 
für die entsprechende Beschulung zu sorgen. 
Zu Frage 3:  
In Bremen werden aktuell 15 Azubi-Berufssprachkurse umgesetzt, die vom BAMF ge-
fördert werden. Die aktuellen Kurse richten sich an Auszubildende im ersten oder 
zweiten Lehrjahr in den Berufsfeldern Pflege, Hotel- und Gaststättengewerbe, Bäcke-
rei, Bürokommunikation, Friseurhandwerk, IT und Steuern sowie Zahnmedizinische 
Fachangestellte. Es befinden sich weitere Kurse zu anderen Fachbereichen in Pla-
nung. 
Nach Auskunft des BAMF und der beteiligten Sprachschulen gibt es aktuell keine 
Wartelisten. Auch wurden zuletzt keine Anträge auf Teilnahme an den Kursen auf-
grund fehlender Kapazitäten abgelehnt. 
 
 
Anfrage 11: (K)Ein Basiskonto bei der Sparkasse Bremen? 
Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, Nelson Janßen 
und Fraktion Die Linke 
vom 19. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Personen in Bremen bekommen nach Schätzung des Senats kein Ba-
siskonto bei der Sparkasse Bremen, sodass beispielsweise Sozialleistungsträger die 
Regelleistungen per monatlicher Guthabenkarte zur Verfügung gestellt werden müs-
sen und welcher Personalaufwand entsteht dadurch? 
 
2. Erfüllt die Sparkasse Bremen aus Sicht des Senats die europarechtliche Pflicht, ein 
Basiskonto bereitzustellen bei rechtmäßigem Aufenthalt, jedoch ohne festen Wohn-
sitz, und wenn nein, was tut der Senat um darauf hinzuwirken? 
 
3. Wie bewertet der Senat die Möglichkeit, nicht nur Postadressen, sondern auch Mel-
deadressen im Rahmen der Obdachlosenhilfe zur Verfügung zu stellen? 
 
Zu Frage 1: 
Nach Schätzung des Senats erhalten derzeit ca. 200 Personen die existenzsichern-
den Sozialleistungen im Bereich SGB XII – Sozialhilfe nicht auf ein Konto.  
Im Sozialamt Bremerhaven erfolgt in den Fällen, in denen kein Konto durch die Leis-
tungsberechtigten angegeben wurde, die Auszahlung des Leistungsanspruchs durch 
Barauszahlungen mittels Kassenautomat.  
In der Stadtgemeinde Bremen werden für die Leistungsberechtigten des SGB XII, die 
über kein Konto verfügen, die Leistungen monatlich per Scheck ausgezahlt, der in der 
Sparkasse Bremen einzulösen ist.  
Die Jobcenter als gemeinsame Einrichtung nutzen für Personen ohne eigenes Konto 
das von der Bundesagentur für Arbeit zur Verfügung gestellte Verfahren zur Ausstel-
lung einer DEBIT-Karte, auf welche die monatlichen Leistungen überwiesen werden. 
Im Fachverfahren lassen sich die Fälle jedoch nicht mehr filtern, da hinter den DE-
BIT-Karten eine normale IBAN einer Bank steht. Stand Dezember 2025 hatten ca. 
180 Personen kein eigenes Konto.  
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Aufgrund der geringen Anzahl der leistungsberechtigten Personen ohne Konto im 
Verhältnis zur Gesamtzahl der Leistungsberechtigten ist ein grundsätzlich erhöhter 
Mehraufwand nicht feststellbar.  
Im Rahmen der Beratung wird sowohl von den Jobcentern als auch von den Sozial-
ämtern im Land Bremen darauf verwiesen, dass für den Fall, dass kein Girokonto exis-
tiert, bei den Banken/Sparkassen ein Basiskonto, ein sogenanntes Guthabenkonto, 
eingerichtet werden kann. Die Bürger:innen sind hierbei frei in der Auswahl der 
Bank/Sparkasse.  
Zu Frage 2: 
Der Senat geht davon aus, dass die Sparkasse Bremen die Pflicht erfüllt, ein Ba-
siskonto bereitzustellen, wenn die antragstellenden Personen sich rechtmäßig in der 
Europäischen Union aufhalten und noch kein Zahlungskonto in Deutschland haben. 
Dies gilt auch für Personen ohne festen Wohnsitz. Grundsätzlich ist zudem festzuhal-
ten, dass die Sparkasse Bremen eine Aktiengesellschaft ist. Sie ist somit nicht öffent-
lich-rechtlich organisiert. Insofern liegt auch keine Aufsichtsfunktion des Landes Bre-
men vor. 
Im BaFin-Kontenvergleich, der Vergleichswebsite nach dem Zahlungskontengesetz, 
wird die Sparkasse Bremen als Anbieter eines Basiskontos ausgewiesen, Anträge da-
für können beispielsweise über die Homepage heruntergeladen werden. 
Konkrete Erkenntnisse über Bereitstellungsprobleme des Basiskontos durch die Spar-
kasse Bremen liegen nicht vor. 
Zu Frage 3: 
Für den Personenkreis ohne festen Wohnsitz genügt für die Kontoeröffnung die An-
gabe einer postalischen Anschrift. Dies können auch Adressen von Familienangehöri-
gen, Freunden oder Beratungsstellen sein. Ein Wohnsitz im Sinne des Meldegesetzes, 
und damit eine polizeiliche Meldeaderesse, ist für Personen ohne festen Wohnsitz 
nicht erforderlich. Sobald ein fester Wohnsitz existiert, ist für die Beantragung eines 
Basiskontos die Wohnanschrift anzugeben. 
 
 
Anfrage 12: Überlastete Justiz – Droht auch in Bremen die vorzeitige Freilas-
sung von Schwerverbrechern? 
Anfrage der Abgeordneten Simon Zeimke, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 25. Februar 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Beschuldigte in Untersuchungshaft sind in den Jahren 2024, 2025 und 
bislang 2026 im Land Bremen aus der Untersuchungshaft entlassen worden, weil ge-
setzliche Fristen aufgrund verzögerter Bearbeitung durch Staatsanwaltschaft oder 
Gerichte nicht eingehalten werden konnten (bitte aufschlüsseln nach Deliktsgruppen 
und Jahren)? 
 
2. Wie hoch ist aktuell der Bestand unerledigter Strafverfahren bei den Staatsanwalt-
schaften und Strafgerichten im Land Bremen jeweils, wie hat sich dieser Bestand in 
den letzten fünf Jahren entwickelt und wie bewertet der Senat die personelle Ausstat-
tung der Justiz im Verhältnis zur Verfahrensbelastung? 
 
3. Welche konkreten Maßnahmen ergreift der Senat, um sicherzustellen, dass es in 
Bremen nicht zu Haftentlassungen allein aufgrund organisatorischer oder personeller 
Defizite kommt, insbesondere bei schweren Straftaten gegen Leib, Leben und sexu-
elle Selbstbestimmung? 
 
Zu Frage 1: 
Weder im Jahr 2024 noch in den Jahren 2025 und bislang 2026 mussten Beschul-
digte aufgrund nicht eingehaltener Fristen aus der Untersuchungshaft entlassen wer-
den.  
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Zu Frage 2: 
Bei der Staatsanwaltschaft waren zum Jahresende 2025 19.501 Verfahren noch nicht 
abgeschlossen und somit in Bearbeitung. Seit 2021 ist ein kontinuierlicher Anstieg 
der Bestände zum Jahresende festzustellen. Im Jahr 2021 lag die Anzahl bei 10.241, 
2022 bei 12.410, 2023 bei 15.426 Verfahren und erhöhte sich 2024 auf 16.787 Ver-
fahren. 
Der Bestand bei der Generalstaatsanwaltschaft lag zum Jahresende 2025 bei 88 Ver-
fahren. Dort ist seit 2021 ein schwankender Verlauf beginnend mit zunächst 73 Ver-
fahren, sodann in 2022 mit 85 offenen Verfahren und in 2023 mit 89 und 2024 mit 
95 Verfahren festzustellen. 
Auch bei den Amtsgerichten schwankt die Zahl der offenen Verfahren in Strafsachen 
zum Jahresende. Diese weisen für 2021 3.256, für 2022 2.733, für 2023 2.851, für 
2024 3.015 und für Ende 2025 insgesamt 3.189 Verfahren aus. Ende Januar 2026 be-
trug die Anzahl 3.286 Verfahren.  
Beim Landgericht Bremen ist der Bestand bei erstinstanzlichen Verfahren jeweils 
zum Jahresende rückläufig. Die Anzahl ist von 270 Verfahren Ende 2021 auf 193 Ver-
fahren Ende 2025 gesunken. Zwischenzeitlich lag die Anzahl 2022 bei 285, 2023 bei 
238 und 2024 bei 233 Verfahren. Im Januar 2026 ist die Zahl erneut auf jetzt 189 
Verfahren gesunken.  
In Berufungsverfahren vor dem Landgericht Bremen lag die Zahl zum Jahresende 
2025 bei 168 Verfahren und ist im Januar 2026 auf 175 Verfahren leicht angestiegen. 
Im Jahr 2021 lag die Zahl zum Jahresende bei 121, in 2022 bei 118, in 2023 bei 170 
und 2024 bei 165 Verfahren. 
Die Bestände haben sich bei der Staatsanwaltschaft Bremen seit 2021 fast verdop-
pelt. Personalnachsteuerungen wurden durch starke Steigerungen bei den Eingängen 
aufgezehrt.  
Die Senatskommission Personal hat der Senatorin für Justiz und Verfassung seitdem 
12 weitere Stellen für Staatsanwältinnen und Staatanwälte bewilligt. Zudem soll die 
Senatorin für Justiz und Verfassung im Rahmen der parlamentarischen Haushaltsbe-
ratungen für die Staatsanwaltschaft Bremen weitere 10 Stellen für Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte und 6 Stellen für Servicestellenmitarbeitende erhalten. Mit diesen 
28 weiteren Stellen für die Staatsanwaltschaft wird die Unterdeckung sehr deutlich 
reduziert, womit die Funktionsfähigkeit der Staatsanwaltschaft erheblich verbessert 
werden wird.  
Der Bestand in Strafsachen bei den Amtsgerichten hat sich in den letzten 5 Jahren 
immer um +/- 10 Prozent um die 3.000 Verfahren bewegt. Beim Landgericht Bremen 
konnte der Bestand seit 2021 sukzessive um fast ein Drittel reduziert werden. Geson-
derte Personalbedarfsberechnungen liegen für den Strafbereich nicht vor.  
Zu Frage 3: 
Der Senat hat die personelle Ausstattung in der Justiz und insbesondere bei der 
Staatsanwaltschaft wie unter Frage 2 dargestellt kontinuierlich erhöht. Die Stellenbe-
setzungen dauern an. Mit der Einarbeitung der Kolleginnen und Kollegen ist mit ei-
nem Rückgang der offenen Verfahren zu rechnen.  
Staatsanwaltschaft und Gerichte haben zudem die Fristen nach §§ 121, 122 Strafpro-
zessordnung besonders im Blick. Haftsachen werden bei der Dezernatsarbeit vorran-
gig und ggf. sogar als so genannte „Sofortsachen“ erledigt, um Haftentlassungen we-
gen Überschreitung von Fristen zu vermeiden. 
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Anfrage 13: Elektrifizierung des Fuhrparks der Polizei 
Anfrage der Abgeordneten Philipp Bruck, Michael Labetzke, Dr. Emanuel Herold 
und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 4. März 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat die positiven Erfahrungen mit batterieelektrischen Polizei-
fahrzeugen aus anderen Ländern wie etwa Baden-Württemberg, wo diese aufgrund ih-
rer hohen Akzeptanz unter Polizist:innen im Vergleich zu Fahrzeugen mit Verbren-
nungsmotor rund 30 Prozent häufiger eingesetzt werden, bislang in keinem Fall poli-
zeiliche Sofortmaßnahmen aufgrund eines unzureichenden Ladezustands unterblie-
ben sind und der Anteil elektrifizierter Fahrzeuge im Polizeifuhrpark nach Erkenntnis-
sen der wissenschaftlichen Begleitforschung schon jetzt auf nahezu siebzig Prozent 
gesteigert werden könnte? 
 
2. Wie stellt der Senat sicher, dass die Fahrzeuge für die Polizei Bremen und die 
Ortspolizeibehörde Bremerhaven, die mit Geldern aus dem Bundes-Sondervermögen 
für Infrastruktur und Klimaneutralität beschafft werden, vollständig als batterieelektri-
sche Fahrzeuge beschafft werden? 
 
3. Wie stellt der Senat parallel die notwendige Ladeinfrastruktur für diese Fahrzeuge 
sicher? 
 
Zu Frage 1: 
Grundsätzlich strebt der Senat eine möglichst umfassende Umrüstung des Fuhrparks 
des Polizeivollzugsdienstes auf erneuerbare Energien an. Die Erfahrungen aus Baden-
Württemberg erscheinen für den bremischen innerstädtischen Verkehr übertragbar. 
Allerdings muss für die Mobilität der Gefahrenabwehr ein besonders resilienter Mix 
vorgehalten werden. Auch in besonderen Krisensituationen wie einem länger andau-
ernden großflächigen Stromausfall und unter extremen Witterungsbedingungen muss 
die Einsatzfähigkeit sichergestellt sein. Ein Kernbestand von Hybrid- und Dieselfahr-
zeuge ist unter den derzeitigen Ladeinfrastrukturbedingungen und Reichweiten zu-
nächst unerlässlich. 
Zu den Fragen 2 und 3: 
Um die Elektrifizierung des Fuhrparks voranzutreiben, hat die Polizei Bremen im Jahr 
2025 für den Fahrzeugtyp zivile Funkstreifenwagen die Antriebsart vollelektrisch und 
für den Fahrzeugtyp kolorierte Funkstreifenwagen die Antriebsart Plug-In-Hybrid aus-
geschrieben. 
Um das Oberziel der CO2-Neutralität zu erreichen, wurde hierbei der Fokus auf die 
Fahrzeugtypen gelegt, welche den höchsten CO2-Ausstoß je Fahrzeug im Fuhrpark 
der Polizei Bremen haben. Diese sind mit Abstand die kolorierten Funkstreifenwagen. 
Plug-In-Hybride bieten dabei den Vorteil, dass aufgrund der Nutzung von Strom und 
Benzin eine Rückfallebene und bei Vorhandensein der notwendigen Ladeinfrastruktur 
die Möglichkeit zur nahezu 100%igen elektrischen Nutzung im urbanen Raum gege-
ben ist. 
Sobald die erforderliche Ladeinfrastruktur und ansprechende Rahmenverträge zur 
Verfügung stehen, werden vorrangig kolorierte Funkstreifenwagen mit vollelektri-
schem Antrieb beschafften.  
Nach aktuellem Stand wurden bisher folgende Maßnahmen finanziert: 
 
- 4 Ladepunkte beim PK West 
- 4 Ladepunkte auf der Liegenschaft Polizeipräsidium 
- 2 Ladepunkte am Polizeistandort Feuerkuhle 
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Geplante Maßnahme 
 
- 4 Ladepunkte beim PK Nord (geplante Finanzierung im Rahmen von LuKIF I, Maß-
nahme Nr. 97) 
 
Auch die Ortspolizeibehörde Bremerhaven (OPB) bewertet bei Fahrzeugbeschaffun-
gen fortwährend die Möglichkeiten einer Elektrifizierung der Fahrzeugflotte. Hier ist 
zu berücksichtigen, dass aufgrund der vielschichtigen Anforderungen des Einsatz-
dienstes bei Neubeschaffungen grundsätzlich Großraumfahrzeuge durch die OPB er-
worben werden. Diese Fahrzeuge kennzeichnen sich durch ein höheres Eigengewicht 
und umfangreiche Zuladung. Insbesondere bei elektrifizierten Fahrzeugen stellt dies 
eine Herausforderung dar.  
Die Beschaffung von Fahrzeugen erfolgt aufgrund komplexer Regelungen zu Aus-
schreibungsverfahren und aus ökonomischen Gründen vermehrt durch das Logistik-
zentrum Niedersachsen (LZN). Die OPB ist insofern auf die Angebote des LZN im 
Nordverbund angewiesen. Bisher sind jedoch keine elektrifizierten Großraumfahr-
zeuge über diesen Prozess bestellbar.  
Im Rahmen des Neubaus des Polizeireviers Geestemünde wurde bereits die notwen-
dige, Ladeinfrastruktur installiert. Am Standort des Stadthauses stehen, aufgrund feh-
lender Netzkapazitäten des dortigen Stromversorgers, lediglich Wallboxen in einem 
geringen Umfang zur Verfügung. Insbesondere im Zusammenhang mit vollelektri-
schen Einsatzfahrzeugen stellt damit die vorhandene Infrastruktur einen limitieren-
den Faktor für die Elektrifizierung der Fahrzeugflotte dar. 
Aus den vorgenannten Gründen kann noch nicht sichergestellt werden, dass mit Mit-
teln des Sondervermögens für Infrastruktur und Klimaneutralität beschaffte Fahr-
zeuge vollständig als batterieelektrische Fahrzeuge beschafft werden. 
Im Investitionssofortprogramm der Senatorin für Inneres und Sport vom 24. Februar 
2026 sind auf Grundlage der Festlegung des Senats vom 9. Dezember 2025 zu den 
kurzfristig umsetzbaren Maßnahmen in der 1. Tranche zusätzlich 4,5 Mio. € für Fahr-
zeugbeschaffungen der Polizei in 2026 und 2027 vorgesehen. Ferner sind im Doppel-
haushalt 2026/27 für Ladeinfrastruktur bei der Polizei 150.000 EUR vorgesehen. 
 
 
Anfrage 14: Minijobs und Midijobs in Eigenbetrieben und Senatsverwaltungen der 
Freien Hansestadt Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Bettina Hornhues, Dr. Wiebke Winter und Fraktion der 
CDU 
vom 4. März 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Minijob/Midijob-Beschäftigungsverhältnisse bestehen derzeit in den bre-
mischen Eigenbetrieben, Beteiligungen und öffentlichen Unternehmen sowie Senats-
verwaltungen? (Bitte nach Frauen und Männern aufschlüsseln und Werkstudenten ge-
sondert ausweisen.) 
 
2. Wie hat sich die Zahl dieser geringfügig entlohnten Beschäftigungsverhältnisse in 
den letzten fünf Jahren entwickelt? (Bitte nach Frauen und Männern aufschlüsseln 
und Werkstudenten gesondert ausweisen.) 
 
3. In welchen Aufgabenbereichen sind Arbeitskräfte in Mini- und Midijobs derzeit in 
den bremischen Eigenbetrieben, Beteiligungen und öffentlichen Unternehmen sowie 
Senatsverwaltungen tätig? 
 
Zu Frage 1: 
Derzeit bestehen in der Kernverwaltung und den Hochschulen 613 Mini- und Midijob-
Beschäftigungsverhältnisse, darunter 303 Frauen. Der Anteil an Werkstudent*innen 
betrug 13,4 Prozent. 
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In den Eigenbetrieben, Beteiligungen und öffentlichen Unternehmen sind es zurzeit 
893 Mini- und Midi-Job-Beschäftigungsverhältnisse, darunter 521 Frauen. Der Anteil 
an Werkstudent*innen beträgt 18,0 Prozent. 
Zu Frage 2: 
2021 bestanden in der Kernverwaltung und Hochschulen 685 Mini- und Midijob-Be-
schäftigungsverhältnisse, darunter 361 Frauen. Der Anteil an Werkstudent*innen be-
trug 11,7 Prozent. 
In den Eigenbetrieben, Beteiligungen und öffentlichen Unternehmen waren es 2021 
580 Mini- und Midijob-Beschäftigungsverhältnisse, darunter 344 Frauen. Der Anteil 
an Werkstudent*innen betrug 38,4 Prozent. 
Es ist zu beachten, dass die Jahre 2021 bis 2025 nur begrenzt vergleichbar sind, da 
sich die Einkommensobergrenze beim Midijob mehrfach verändert hat: 

• Bis 30. September 2022 lag die Obergrenze bei 1.300 Euro monatlich. 
• Ab 1. Oktober 2022 bis 31. Dezember 2022 wurde die Grenze auf 1.600 Euro 

angehoben. 
• Seit dem 1. Januar 2023 gilt eine Obergrenze von 2.000 Euro monatlich für 

ein Midijob-Beschäftigungsverhältnis. 
Von 2021 an hat sich die Anzahl in allen Bereichen folgendermaßen entwickelt, wobei 
einige Einrichtungen nicht für alle Jahre zuliefern konnten: 
2021 1.265 (Anteil Frauen: 55,7 Prozent, Anteil Werkstudent*innen: 24,0 Prozent) 
2022 1.538 (Anteil Frauen: 58,4 Prozent, Anteil Werkstudent*innen: 19,3 Prozent) 
2023 1.527(Anteil Frauen: 58,0 Prozent, Anteil Werkstudent*innen: 18,5 Prozent) 
2024 1.556 (Anteil Frauen: 58,3 Prozent, Anteil Werkstudent*innen: 16,9 Prozent) 
2025 1.688 (Anteil Frauen: 58,1 Prozent, Anteil Werkstudent*innen: 17,5 Prozent) 
Zu Frage 3: 
Der Einsatz erfolgt in unterschiedlichsten Dienststellen und Aufgabenbereichen. Die 
größten Einsatzbereiche sind die Hochschulen (Studentische Hilfskräfte), mit deutli-
chem Abstand folgen das Aus- und Fortbildungszentrum (zentrale Verwaltung von 
Werksstudent*innen) und die Musikschule (Lehrkräfte). 
Im Bereich der Eigenbetriebe, Beteiligungen und öffentlichen Unternehmen sind Ar-
beitskräfte in Mini- und Midijobs insbesondere bei der Gesundheit Nord gGmbH in 
diversen Arbeitsbereichen (vor allem Pflegedienst), sowie bei der Bremer Straßen-
bahn AG in der Verwaltung, den Werkstätten und im Fahrdienst tätig. Mehr als 50 Ar-
beitskräfte in Mini- und Midijobs sind zudem derzeit bei folgenden Beteiligungen tä-
tig: Bremer Bäder GmbH (in diversen Arbeitsbereichen, bspw. Schulschwimmbeglei-
tung, Schwimmtrainer*innen, Kassierer*innen), Universum Managementgesellschaft 
mbH (Ausstellung / Besucherbetreuung) und Bremen Airport Service GmbH (Winter-
dienst, Terminal, Gebäudereinigung, Sicherheit, Loader/Cleaner). 
 
 
  



- 18 - 

 

Umdruck Fragestunde Landtag 
 

Anfrage 15: Schulstreik gegen die Wehrpflicht während des Unterrichts 
Anfrage der Abgeordneten Julia Tiedemann, Jan Timke und Fraktion BÜNDNIS 
DEUTSCHLAND  
vom 10. März 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche konkreten Vorgaben hat die Bildungsbehörde im Vorfeld des 5. März 2026 
an Schulen, Schulleitungen und Lehrkräfte kommuniziert, um die Einhaltung der 
Schulpflicht sicherzustellen und ungerechtfertigten Unterrichtsausfall durch den 
Schulstreik zu verhindern? 
 
2. Liegen dem Senat Erkenntnisse darüber vor, dass Lehrkräfte im Land Bremen offen 
zur Teilnahme am sogenannten Schulstreik gegen die Wehrpflicht während der Unter-
richtszeit aufgerufen oder diese aktiv begünstigt haben (zum Beispiel durch Verle-
gung, Ausfall oder inhaltliche Umwidmung von Unterricht), und welche dienstrechtli-
chen Konsequenzen zieht der Senat in solchen Fällen? 
 
3. Für wie viele Schülerinnen und Schüler welcher Schulen (bitte nach Schulstandor-
ten, Schulstufen und Klassenstufen aufschlüsseln) haben die jeweiligen Schulleitun-
gen im Zusammenhang mit dem „Schulstreik gegen die Wehrpflicht“ Beurlaubungen 
oder ein Ruhen der Schulpflicht genehmigt, und auf welchen Rechtsgrundlagen und 
ermessenslenkenden Vorgaben der Bildungsbehörde stützen die Schulen entspre-
chende Entscheidungen? 
 
Zu Frage 1: 
Der Senat hat hier eine klare Linie. Politisches Engagement junger Menschen ist aus-
drücklich erwünscht, die Teilnahme an Demonstrationen während der Unterrichtszeit 
entbindet jedoch nicht von der Schulpflicht. Fehlzeiten im Kontext der Schulstreiks 
gelten, sofern keine Beurlaubung nach den üblichen Kriterien vorliegt, als unentschul-
digt und sind entsprechend zu dokumentieren. Diese Linie – die gleichzeitige Aner-
kennung jugendlichen Engagements und die konsequente Wahrung der Schulpflicht – 
wurde den Schulen seitens der Behörde klar kommuniziert und hat sich in der Ver-
gangenheit als praktikabel und pädagogisch sinnvoll erwiesen. 
Zu Frage 2: 
Die aktuellen Schulstreiks richten sich gegen die Wiedereinführung der Wehrdienst-
/Musterungspflicht bzw. gegen jede Form von Zwangsdiensten und sind Teil einer 
größeren bundesweiten Bewegung. Initiator ist das Bündnis „Schulstreik gegen 
Wehrpflicht“, dem verschiedene Jugend-, Studierenden- und Friedensorganisationen 
angehören – auch in Bremen. Dem Senat liegen keine belastbaren Hinweise vor, dass 
im Land Bremen Lehrkräfte während der Unterrichtszeit aktiv zu einer Teilnahme auf-
gerufen, diese organisatorisch begünstigt oder den Unterricht inhaltlich zweckent-
fremdet hätten, um den Protest zu unterstützen. 
Sollten der Behörde entsprechende Hinweise bekannt werden, würden diese im Rah-
men des Dienstrechts geprüft und bei Verstößen die vorgesehenen Maßnahmen er-
griffen. Zum aktuellen Zeitpunkt bestehen dafür jedoch keine Anhaltspunkte. 
Zu Frage 3: 
Dem Senat liegen weder Erkenntnisse vor, dass Schüler:innen an der Veranstaltung in 
Bremen teilgenommen haben, noch liegen ihm Anfragen von Schulen hinsichtlich der 
Teilnahme von Schüler:innen vor. Das Vornehmen von Absprachen zwischen Schulamt 
und Schulen in derartigen Angelegenheiten gehört auch in Bremerhaven zum regel-
haften Umgang. 
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Anfrage 16: Schulstreik gegen die Wehrpflicht – Teilnahme von extremisti-
schen Organisationen 
Anfrage der Abgeordneten Julia Tiedemann, Jan Timke und Fraktion BÜNDNIS 
DEUTSCHLAND  
vom 10. März 2026 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Erkenntnisse liegen dem Senat zu der Teilnahme extrem linker Parteien 
und Organisationen (zum Beispiel Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands 
[MLPD]) sowie von Gruppen mit offen israelfeindlichen beziehungsweise Pro Ha-
mas/„Pro Gaza“-Positionierungen an der Demonstration „Schulstreik gegen Wehr-
pflicht“ am 5. März 2026 in Bremen vor, und wie bewertet der Senat die politische In-
strumentalisierung einer von Schülerinnen und Schülern getragenen Veranstaltung 
durch solche Akteure? 
 
2. Welche Maßnahmen ergreift der Senat, um sicherzustellen, dass Kinder und Ju-
gendliche bei schulnahen beziehungsweise von Schülern besuchten Demonstrationen 
nicht zum Spielball extremistischer oder antidemokratischer Gruppierungen werden, 
und wie werden Eltern darüber informiert, in welchem politischen Umfeld sich ihre 
Kinder bei solchen Veranstaltungen während der Schulzeit tatsächlich bewegen? 
 
3. Welche Erkenntnisse liegen dem Senat darüber vor, dass bei der Demonstration 
„Schulstreik gegen Wehrpflicht“ am 5. März 2026 in Bremen extremistische Organi-
sationen oder Gruppen mit israelfeindlichen beziehungsweise antisemitischen Positi-
onierungen mit Fahnen und Parolen präsent waren, und wie bewertet der Senat die 
Teilnahme minderjähriger Schülerinnen und Schüler an einer solchen Versammlung 
im Lichte des staatlichen Schutzauftrags gegenüber Kindern und Jugendlichen? 
 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwortet:  
Die Versammlung „Schulstreik gegen Wehrpflicht“ am 5. März 2026 in Bremen wurde 
von einer Privatperson angemeldet und dem Ordnungsamt lagen im Vorfeld der Ver-
sammlung keine Erkenntnisse darüber vor, dass Organisationen aus dem extremisti-
schen Spektrum oder Gruppen mit antisemitischen Positionierungen an der Ver-
sammlung teilnehmen würden. 
Während des Aufzuges von circa 500 Personen wurden durch Teilnehmer:innen pyro-
technische Gegenstände abgebrannt, die nach einer entsprechenden Aufforderung 
der Versammlungsleitung über den Lautsprecherwagen wieder gelöscht wurden. 
Dem Senat ist weiterhin bekannt, dass sich an der Demonstration „Schulstreik gegen 
Wehrpflicht“ am 5. März 2026 linksextremistische Parteien und Gruppierungen betei-
ligt haben, darunter die „Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands“ (MLPD) und 
deren Jugendverband „Rebell“, die „Revolutionäre Kommunistische Partei“ (RKP) so-
wie die „Kämpfende Jugend“ (KJ). Symbole von verfassungsschutzrelevanten Organi-
sationen aus dem Pro Hamas/Pro Gaza-Bereich wurden nach Kenntnissen der Sicher-
heitsbehörden nicht gezeigt. Es konnten vereinzelt Teilnehmende mit Palästinafah-
nen ausgemacht werden. 
Die Demonstration zeigt, dass Linksextremist:innen aktiv versuchen, sich in die aktu-
elle Debatte um die Wehrpflicht einzubringen. Ihr vermutliches Ziel ist es, den legiti-
men, demokratischen Protest zu radikalisieren und neue, insbesondere junge  
Anhänger:innen für ihre verfassungsfeindlichen Positionen zu gewinnen. Die Aufklä-
rung über diese Ziele und das Vorgehen von Linksextremist:innen ist von entschei-
dender Bedeutung.  
Versammlungen unter freiem Himmel im Sinne von Artikel 8 Grundgesetz sind öffent-
liche Veranstaltungen, die Teilnahme steht daher grundsätzlich allen Personen offen. 
Dies gilt auch für Personen oder Organisationen, die radikale bis extremistische poli-
tische Positionen vertreten, solange keine strafbaren Inhalte geäußert oder sonstige 
Rechtsverstöße begangen werden. Auch wenn im Vorfeld Erkenntnisse über eine 
mögliche Teilnahme auch von Organisationen aus dem extremistischen Spektrum 
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vorgelegen hätten, hätte dies also für sich genommen nicht automatisch zu Be-
schränkungen oder gar einem Verbot der Versammlung geführt. 
Auch Schülerinnen und Schüler dürfen sich auf die Versammlungsfreiheit berufen. 
Gleichzeitig gilt für sie die gesetzliche Schulpflicht. Die Versammlungsfreiheit be-
gründet grundsätzlich keinen Anspruch darauf, während der Unterrichtszeit dem Un-
terricht fernzubleiben, die Schulpflicht gilt uneingeschränkt weiter. Allerdings stellt 
der Umstand, dass eine Versammlung während der Unterrichtszeit stattfindet, für die 
Versammlungsbehörde regelmäßig keinen Versagungsgrund dar. Ebenso besteht 
keine versammlungsrechtliche Grundlage, die Teilnahme bestimmter Personengrup-
pen – etwa von Schülerinnen und Schülern – generell zu untersagen.  
Eine Teilnahme während der Unterrichtszeit führt zu einem unentschuldigten Fehlen. 
Schulen gehen mit entsprechenden Fällen nach den schulrechtlichen Regelungen um.  
Ungeachtet dessen ist es Aufgabe von Schule, junge Menschen zur demokratischen 
Teilhabe zu befähigen und ihre Urteilsfähigkeit zu stärken. Im Rahmen der politi-
schen Bildung setzen sich Schulen kontinuierlich mit Themen wie Demokratie, Extre-
mismusprävention, Antisemitismusprävention sowie Medien- und Informationskom-
petenz auseinander. 


